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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Achte Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1967 (Senkung der Griechenland- 
Zollsätze für Muskatwein von Samos) wurde vom 
Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 2. Oktober 
1967 dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen zur Behandlung zugewiesen. 

Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der EWG hatten am 30. Juli 
1963 u. a. beschlossen, daß die Bundesrepublik vom 
1. Oktober 1963 an bei der Einfuhr von Muskatwein 
aus Samos einen Zollsatz in Höhe des einfachen 
Mittels aus dem Binnenzollsatz und dem Außenzoll- 
satz festsetzt. Zweck dieses Beschlusses war der 
Wunsch der Mitgliedstaaten, die Einfuhr bestimm- 
ter Sorten griechischen Weines in die Gemein- 
schaft zu erleichtern. 

Der Rat hat am 31. Mai 1967 eine Richtlinie über 
die erste während der dritten Stufe durchzuführende 
Senkung der Binnenzollsätze für Agrarwaren erlas- 
sen. Dadurch waren für eine Reihe von Waren, u. a. 
auch Wein und Fruchtsäfte, die EWG-Binnenzoll- 
sätze, die bis jetzt noch 35 bis 40 Vo der Aus- 
gangszollsätze betrugen, spätestens zum 1. Juli 1967 
um weitere 10% bis 15 Vo herabzusetzen. Dadurch 
wird für die Binnenzollsätze dieser Erzeugnisse eine 


einheitliche Höhe von 25 Vo der Ausgangszollsätze 
erreicht. Die Bundesregierung hat durch die bereits 
erlassene Fünfte Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1967 (Agrarzölle — Binnen- 
zollsenkung • — Drucksache V/2057) die entsprechen- 
den nationalen Binnenzollsätze angeglichen. 

Da die für die Sonderregelung bei Muskatwein 
von Samos vorliegenden Gründe fortbestehen, müs- 
sen die Griechenland-Zollsätze für diesen Wein bei 
einigen Tarifpositionen neu, und zwar niedriger 
festgesetzt werden. 

Der Ausschuß hat geprüft, ob der vorgeschlagenen 
Zollsenkung aus allgemein politischen Gründen die 
Zustimmung versagt werden sollte. Er ist dabei in 
seiner Mehrheit zu dem Ergebnis gekommen, daß 
im vorliegenden Fall handelspolitische Maßnahmen 
dieser Art ein ungeeignetes Mittel der Politik seien. 

Der Auswärtige Ausschuß, dem die Angelegen- 
heit zur Stellungnahme vorgelegt wurde, hat aus 
außenpolitischen Gründen ebenfalls keine Notwen- 
digkeit gesehen, hier die Zollsenkung zu versagen. 

Es wird dem Hohen Hause empfohlen, der Ver- 
ordnung in der von der Regierung vorgelegten Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 9. November 1967 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/2129 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 9. November 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 
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